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Parlamentarische Anfrage 
Nr. 953/J an den Bundeskanzler, 
betreffend Abgeltung des Brot­
und Milchpreises an die Rentner. 

An den 
Präsidenten des Nationalrates 
Herrn Anton Ben y a 

1010 Wie n 

XIU. Gesctzgcoung:;periode 

17. Jänner 1973 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Kern, Ing.Scbmitzer. 
und Genossen haben am 24~ Noyember 1972 unter der 
Nr. 953/J an mich eine Anfrage, betreffend Abgeltung 
des Brot- und Milcbpreises an die Rentner, gericbtet, 
welche folgenden Wortlaut hat: 

liDer Herr Bundeskanzler hat sowobl im ORF am 27.9. '1972 
als auch in der parlamentarischen Fragestunde vom 
11.10.1972 ausgefüh.rt, daß es überhaupt nicht p:rotle­
matisch wäre, die Abgeltung der gestiegenen Brot-· und 
JvTilchpreise für die Rentner aus Budgetmitteln, wenn 
notwendig auch aus den "Milliardenbeträgen, die aus 
Steuermitteln der Landwirtschaft zugute kommen", zu 
finanzieren. 

Der Herr Finanzminister kündigte am 17.10.1972 im ORF 
an, er werde etwa ein Drittel bj.s zur Hälfte der ge­
stiegenen Brot- und Milcbkosten für die Rentner aus den 
Budgetmitteln zu Lasten der Landwirtschaft abgelten. 
Diese Aussage wurde vom Herrn Finanzminister am 16.11:1972 
im Budgetausschuß bestätigt. 
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Der Herr Bundeskanzler erklärte dann am 9.11.1972 in 
den "NÖ. -Nachrichten": "Es 'Vl8.r nie daran gedacht;, daß 
das die Bauern bezahlen müssen" (Brot- und Hilchpreis­
abgeltung an die Rentner). 

Die unterzeicbneten Abgeordneten stellen daher an den 
Herrn Bundeskanzler folgende 

A n fra g e 

1.) Stehen Sie zu Ihren Aussagen vom 27.9.1972 im ORF 
und am 11.10.1972 im Parlament .- oder zur Aussage 
vom 9.11.1972 in den NÖ-Nachrichten? 

2.) Wenn zu letzterer, wie ist diese mit Ibren obzitierten 
Aussagen im ORF und im Parlament und jener des Finanz­
ministers vereinbar? 

3.) Was hat Sie zu dieser Meinungsänderung veranlaßt? 

4.) Welcher Betrag ist el.'foräerlich, um den Rentnern und 
Pensionisten die Erhöhung der Preise für Back,,,aren 
und l'Ulchprodukte abzugelten? 

5.) Bei welchen finanzgesetzlichen Ansätzen werden diese 
Ausgaben im Bundesfinanzgesetz 1973 budgetiert?1f 

Ich beehre mich diese Anfrage wie folgt zu beantworten: 

ad 1 - 3:. Die in der Einleitung der obgenannten Anfrage 
wiedergegebenen Erklärungen sind keineswegs widersprüch­
lich. Es hat ja auch in der Tat nie geheißen, daß die 
Bauern die Abgel tung für d 1e IvIilch- und Brotpreiser­
höhungen zu bezahlen baben \~fJ.rden. Sehr wohl aber war 
aus verschiedenen Äußerungen zu entnehmen, daß diese Ab­
geltung aus den der Landwirtschaft zur Verfügung gestellten 
Subventiollsmitteln zu bezahlen sein "lÜrden. Die Tatsache, 
daß die Abgeltung auch aus Subventionen bedeckt werden 
sollte, heißt doch keineswegs, daß sie, wie wiederholt 
fälscblich behauptet wurde, "von den Bauern zu bezahlen 
sein würde." 
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Bd 4.) Im Bereich der gesetzlichen Pensionsversicberung 
ist für eine Abgeltungszablung ein Betrag von rund 
27 Millionen Schilling erforderlich. Dazu kommt noch 
der Aufwand für die Bezieher einer vom EinkoIll..l11sn ab­
hängigen Leistung nach dem KOVG t nach dem HVG, nach 
dem OFG und für die Bezieher von Kleinrenten, der pro 
Abgeltungszahlung ca. 8 Millionen Sch~lling betragen wird. 
]'ür alle vier Abgel tungszahlungen sind das insgesamt rund 
140 Millionen Schilling. 

~d 5.1 Laut Artikel XIV der 29. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz sind Abgeltl.lngsbeträge für Er­
höhungen amtlich festgesetzter Lebensmittelpreise vorge­
sehen. Soweit erforderlich, werden im Rahmen der gesetz­
lichen Bestimmungen aus den im Bundesvoranschlag 1973 
beim Kapitel 16 "Sozialversicherung" veranschlagten Be­
trägen den Sozialversicherungsträgern die notwendigen 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. Die für die Be­
zieher von Leistungen nach dem Kriegsopferversorgungsge-

·setz 1957, dem Heeresversorgungsgesetz oder dem Opferf'ür­
sorgegesetz bzw. für Bezieher einer Kleinrente nach. dem 
Kleinrentnergesetz erforderlichen Abgeltungsbeträge sind 
in den im BVO 1973 veranschlagten Ausgabenbeträgen bedeckt. 

Weiters kann die für die Empfänger von Familienbeihilfen 
ab 1.1.1973 vorgesehene Erhöhung der Familienbeibilfen 
um 20 S als Abgeltungsbetrag für die Milch- und Brotpreis­
erhöhung angesehen werden. Die Nittel stehen bei den 1\.n-
sätzen des 
fügung. 
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